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ich begrüße Sie herzlich zur 24. 
Ausgabe der Kundenzeitschrift 
von Garant Immobilien.

Noch Ende 2020, genauer zum 
23.12.2020 ist das neue „Halb-
teilungsprinzip“ der Makler-
provision in Kraft getreten. 
Der Gesetzgeber hat nun gere-
gelt, dass beim Verkauf bzw. 
Kauf von Eigentumswoh-

nungen und Einfamilienhäusern die Maklerprovision  
zwischen Verkäufer und Käufer geteilt werden muss. 

Hatten wir in der Vergangenheit in Deutschland das Phä-
nomen, dass die Maklerprovisionen in den einzelnen  
Bundesländern unterschiedlich hoch waren und auch teil-
weise nur von einer Vertragspartei zu tragen waren, hat der  
Gesetzgeber nun eine bundeseinheitliche Lösung gefunden. 
Die faire Verteilung von 50:50 spiegelt auch von un-
serer Seite die eigentliche Realität ab. Wir als Makler der 
GARANT sind sowohl als Nachweis als auch Vermitt-
lungsmakler für beide Seiten tätig. Wir agieren als neu-
traler Mittler zwischen den Parteien und stehen beiden mit 
Rat und Tat zur Seite. 
Der Verkäufer kann sich auf unsere über 40-jährige  
Erfahrung verlassen, wenn es um die marktgerechte Ver-
mittlung seiner Immobilie geht. Von der professionellen 
Wertermittlung über das Besorgen der Unterlagen, das 
speziell auf die Immobilie ausgelegte Werbekonzept, die 
Durchführung der Besichtigungen bis hin zum erfolg-
reichen Verkauf beim Notar. Einfach das „Rundum-sorg-
los-Paket“ für den Eigentümer. 
Der Käufer wiederum begibt sich mit uns gemeinsam 
auf die Suche nach seiner Traumimmobilie. Für uns ist 
dies eine Herzensangelegenheit, denn nichts ist schöner, 
als Menschen bei der Erfüllung eines Traumes zu helfen. 
Oftmals ist dieser Weg kurvenreich und steinig, denn der 
Kauf einer Immobilie ist eine wichtige Lebensentschei-
dung, die man niemals leichtfertig treffen sollte. Die  

Hans Moser Gründer  
und Inhaber von  
GARANT Immobilien.
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Wir sind als regionale Experten auch bei Ihnen vor Ort: www.garant-immo.de/standorte

Experten von GARANT unterstützen den Käufer von der 
ersten Besichtigung bis hin zum Kauf beim Notar. 
Die Vorteile für beide Seiten sind unbestritten, also ist 
auch die gerechte Verteilung der Maklerprovision auf bei-
de Parteien, die der Gesetzgeber nun endlich verbindlich 
geregelt hat, längst überfällig gewesen. 
Bedenken Sie immer: Der Kauf oder Verkauf einer Immo-
bilie birgt einige Risiken, denen sich ein Laie oft nicht mal 
bewusst ist! Hier ist absolute Erfahrung und das Wissen 
von Experten nötig, um ein, für beide Seiten, zufrieden-
stellendes Ergebnis zu erzielen. 
Das oberste Ziel der GARANT ist seit über 40 Jahren: 
Zwei zufriedene Kundenparteien beim Notar! 
Selbstverständlich beraten wir Sie auch in diesen Zeiten  
zu allen Themen rund um die Immobilie und wünschen 
Ihnen zunächst viel Spaß beim Lesen von GARANTIERT 
INFORMIERT.

Bleiben Sie gesund!

Ihr
Hans Moser

Immobilienpreise steigen nicht mehr 
zweistellig

Verschiedene Forschungsinstitute untersuchen regelmä-
ßig die Entwicklung des Immobilien- und Mietmarktes. 
Der F+B-Wohn-Index bildet den Durchschnitt der Preis- 
und Mietentwicklung von Wohnimmobilien für ganz 
Deutschland ab. Dieser Index stieg im dritten Quartal 
2020 im Vergleich zum Vorquartal um 0,2 Prozent und 
im Vergleich zum Vorjahresquartal um 5,6 Prozent. Die 
Wachstumsdynamik hat sich danach insgesamt erneut 
deutlich abgeschwächt.   Auch der Wohnimmobilienindex 
IMX von ImmoScout24 für 2020 weist deutschlandweit 
weiterhin Steigerungen der Preise für Wohnimmobilien 
aus. In einigen Metropolen zeichnet sich allerdings eine 
Tendenz zu stagnierenden Preisen ab. Die Preise für Ei-
gentumswohnungen im Bestand stiegen über das gesamte 
Jahr 2020 am stärksten. 
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Wie viel Immobilie Sie sich leisten können
In der Coronapandemie verspricht ein eigenes Haus 
mehr Gestaltungsfreiraum. Ein eigenes Arbeitszimmer, 
mehr Platz für die Kinder oder ein Garten erhöhen die 
Lebensqualität. Wegen der historisch niedrigen Zinsen 
ist die  monatliche Rate für die Finanzierung oft nicht 
höher als die Miete. Je nach Einkommen darf sie auch 
höher ausfallen. Der Anteil des Eigenkapitals sollte etwa 
20 Prozent der Investitionssumme betragen. Baukin-
dergeld und andere Fördermaßnahmen bringen zusätz-
lichen Spielraum. Interessenten sollten berücksichtigen, 
dass zusätzlich zum Kaufpreis einer Immobilie noch 
Nebenkos ten für Grunderwerbsteuer, Notar und eventuell 
Makler anfallen. 

 FAKT  Steuervorteile für Vermieter von 
günstigem Wohnraum
Das Finanzamt nahm bisher zuungunsten von Mietern  
und Vermietern an, dass eine sehr günstige Miete ent- 
weder Liebhaberei oder ein Freundschaftsdienst sein müsse.  
Es verweigerte dann regelmäßig das vollständige Ab- 
setzen von Werbungskosten bei der Steuer. Das ist seit  
diesem Jahr anders geworden. Werbungskosten für In- 
standhaltung oder Verwaltung dürfen von Einnahmen 
aus Vermietung und Verpachtung abgezogen werden. 
Bisher musste die Miete mindestens 66 Prozent der 
ortsüblichen Monatsmiete betragen, wenn der Vermieter 
seine Investitionen in voller Höhe als Werbungs kosten 
geltend machen wollte. Seit Januar 2021 gilt ein neuer 
Prozentsatz: Vermieter können ihre  Kosten voll absetzen, 
wenn die Miete nur bis zu 50 Prozent der ortsüblichen 
Vergleichsmiete beträgt. Wenn die Miete weniger als 50 
Prozent der ortsüblichen Monatsmiete beträgt, können 
die Kosten nur anteilig in Ansatz gebracht werden. Mit 
der neuen Regelung würdigt der Gesetzgeber Vermieter, 
die bereit sind, günstigen Wohnraum anzubieten. 

 TREND  Bodenbeläge aus einem Guss
Ein neuer Trend setzt sich durch: Gussböden kamen 
bisher eher in Fabriken zum Einsatz. Jetzt werten sie 
in kräftigen Farben auch private Wohnräume auf. Die 
Farbpalette bietet unbegrenzte Möglichkeiten und kann 
individuell bestimmt werden. Das Material setzt keine 
Schadstoffe frei. Wegen ihrer glatten Oberfläche eignen 
sich Gussböden besonders gut für Bad und Küche.

 RECHT  Schäden durch Biber sind keine  
außergewöhnliche Belastung
Der Bundesfinanzhof (BFH, 01.10.2020 – VI R 42/18) hat 
entschieden, dass Aufwendungen für die Beseitigung von 
durch Biber verursachte Schäden nicht als außergewöhn-
liche Belastungen von der Steuer abzugsfähig sind. Die 
Kläger bewohnen ein Einfamilienhaus, dessen Garten an 
ein natürliches Gewässer angrenzt. Darin hatten sich in den 
letzten Jahren Biber angesiedelt, die in Deutschland fast 
ausgestorben sind. Die Biber richteten erhebliche Schäden 
an. Die Hausbewohner mussten dem Treiben tatenlos zuse-
hen, weil Biber weder bejagt noch vergrämt werden dürfen. 
Im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde ließen sie 
eine „Bibersperre“ bauen. Die Kosten dafür und für die 
Beseitigung der Schäden von rund 4.000 Euro wollten sie 
steuerlich geltend machen, was ihnen verwehrt wurde.

Zu viel Schatten

Der Schattenwurf eines Gebäudes auf das Nachbargrund-
stück ist in bebauten Gebieten normal. Niemand kann 
fordern, dass alle Fenster eines Hauses oder das gesamte 
Grundstück das ganze Jahr über optimal besonnt werden. 
Die landesrechtlichen Vorschriften für Abstände müssen 
allerdings eingehalten werden. Ein Bauvorhaben verletzt 
das Rücksichtnahmegebot nur dann unzumutbar, wenn 
von ihm eine rücksichtslose und erdrückende Wirkung 
ausgeht. Wer eine Rücksichtslosigkeit rügen will, muss 
diese mit Fakten und Tatsachen untermauern, urteilte 
das Oberverwaltungsgericht Münster (OVG Münster, 
27.03.2020, 10 A 1973/19).

Neue Konzepte für  
Wintergärten
Ein Wintergarten ist ein Gewinn an Lebensqualität – aber 
längst kein Luxus mehr. Er bietet mehr Lebensraum und 
ist ein Beitrag zum Energiesparen. Nach Norden ausge-
richtet bietet er ganztags mildes Licht, nach Osten lässt 
er die Morgensonne auf den Frühstückstisch scheinen, im 
Westen verlängert er sonnige Abendstunden. Die meisten 
Eigentümer wählen jedoch – wenn irgend möglich – die 
Südseite. Dort wirkt der Wintergarten als Wärmepuffer 
im Sommer und als zusätzliche Isolierung gegen Kälte 
im Winter. In Wohnwintergärten kann eine elektronische 
Klimasteuerung für Wohlfühlklima sorgen. Die Anlage 
regelt die Luftfeuchtigkeit und die Temperatur, steuert die 
Heizung und die Lüftung.  Moderne Mehrfachverglasung 
minimiert den Energieverlust. Zusätzlich gibt es Glas, das 
vor Lärm oder UV-Strahlen schützt, das sich selbst reinigt 
oder bruchfest ist. Ganzjährig bewohnbare Wintergärten 
sind ab etwa 15.000 Euro zu haben, individuelle Konstruk-
tionen können ein Vielfaches kosten.
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In über vier Fünftel der deutschen Großstädte mit mehr 
als 100.000 Einwohnern stiegen die Angebotsmieten von 
Wohnungen im vergangenen Jahr weiter. Eine verhaltene 
Entlastung auf dem Wohnungsmarkt stellt sich derzeit vor 
allem in kleineren Universitätsstädten ein. Auch in 18 der 
50 teuersten Städte Deutschlands sind die Mieten bei der 
Neuvermietung im Vergleich zum Vorquartal gesunken 
und in sechs der teuersten 50 Städte im Vergleich zum 
Vorjahresquartal. Auch die warmen Nebenkosten waren in 
den letzten Jahren insgesamt rückläufig. Eine Faustregel 
lautet: Die Kaltmiete einer Wohnung sollte nicht höher als 
30 Prozent des Nettoeinkommens des Mieters sein. 

Mieten steigen langsamer –  
Nebenkosten stagnieren

Was tun bei Mietrückständen?

Zahlungsrückstände aus dem Zeitraum 1. April bis  
30. Juni 2020 berechtigen den Vermieter für die Dauer 
von 24 Monaten nicht zur Kündigung. Diese Einschrän-
kung gilt für die Fälle, in denen die Rückstände auf 
den Auswirkungen der Coronapandemie beruhen. Erst, 
wenn der Mieter oder Pächter die Zahlungsrückstände 
auch nach dem 30. Juni 2022 noch nicht beglichen hat, 
kann ihm wieder gekündigt werden. Mit den Regelungen 
soll verhindert werden, dass durch die Coronapandemie 
Wohnraummieter ihr Zuhause und Mieter oder Pächter 
gewerblicher Räume die Grundlage ihrer Erwerbstätig-
keit verlieren. Mieter und Vermieter konnten sich inzwi-
schen in vielen Fällen auf privater Basis einigen. 

 RECHT  Pandemiebedingte Vorschriften im  
Miet- und Pachtrecht

Im Dezember 2020 ist das Gesetz zur Anpassung pande-
miebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und 
Pachtrecht beschlossen worden. Darin wird klargestellt, 
dass die Regelungen zur  Störung der Geschäftsgrundlage 
nach § 313 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der be-
sonderen Situation der COVID-19-Pandemie grundsätzlich 
anwendbar sind. Diese ab 31.12.2020 wirksame Regelung 
stärkt die Verhandlungsposition insbesondere der Gewer-
bemieterinnen und -mieter und appelliert damit zugleich an 
die Verhandlungsbereitschaft der Vertragsparteien.

Vorsicht bei Standardmietverträgen
Private Wohnungsvermieter verwenden oft vorgefertig-
te Vertragsformulare. Werden dabei einzelne Passagen 
nicht vollständig ausgefüllt, sind wesentliche Aspekte 
nicht geregelt. Ein besonders häufiges Beispiel ist die 
Renovierungspflicht. Ein Mietvertrag sollte grundsätz-
lich die Bestandteile der Miete im Einzelnen auflisten 
sowie zwischen Kaltmiete und einzelnen Betriebskosten 
unterscheiden. Verwenden Vermieter hingegen Begriffe 
wie Warm-, Inklusiv- oder Bruttomiete, können Mie-
ter später die Betriebskostenabrechnung zurückweisen. 
Mündliche Absprachen, die vor dem Vertragsschluss 
getroffen worden sind, sollten unbedingt konkret aufge-
führt und beiderseits unterschrieben werden. Befristete 
Mietverträge sind heutzutage nur noch ausnahmsweise 
zu lässig. Vermieter müssen konkrete Gründe wie einen 
geplanten Umbau oder Abriss benennen und diese in den 
Vertrag aufnehmen. Anderenfalls gilt das Mietverhältnis 
als unbefristet.

 RECHT  Coronapandemie: Regelungen im  
Wohnungseigentumsrecht 
Wegen der Coronapandemie sind Eigentümerversamm-
lungen vielfach nicht möglich. Daher hat die Bun-
desregierung Voraussetzungen dafür geschaffen, dass 
die Wohnungseigentümergemeinschaften auch weiterhin 
handlungsfähig bleiben. Um im Falle des Auslaufens 
der Verwalterbestellung einen verwalterlosen Zustand 
der Wohnungseigentümergemeinschaft auszuschließen, 
wurde angeordnet, dass der zuletzt bestellte Verwalter im 
Amt bleibt. Um die Finanzierung der Wohnungseigentü-
mergemeinschaften sicherzustellen, wurde ferner ange-
ordnet, dass der zuletzt beschlossene Wirtschaftsplan 
bis zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fortgilt. 
Die Regelungen gelten bis Ende 2021. Weiterführende 
Informationen finden Sie auf der Website des Bundes- 
justizministeriums.

Mehrkosten durch CO2-Bepreisung
Mit Beginn des Jahres 2021 ist die Bepreisung von Koh-
lendioxid (CO2) im Gebäudesektor gestartet. Für einen  
Liter Heizöl zahlen Hauseigentümerinnen und -eigentü-
mer in diesem Jahr rund acht Cent mehr. In den nächsten 
Jahren werden die CO2-Kosten von Erdgas und Heizöl 
weiter steigen, damit der Klimaschutz vorankommt. Eine 
Beispielrechnung für ein Einfamilienhaus mit Ölheizung 
und einem jährlichen Verbrauch von 3.000 Litern Heizöl 
zeigt: Je nach Entwicklung der CO2-Bepreisung betragen 
die Zusatzkosten in den nächsten 20 Jahren zwischen 
15.000 und 25.000 Euro. So lange ist eine Heizung min-
destens in Betrieb. Die neue Bepreisung trifft die Eigen-
tümer nicht sanierter Gebäude mit fossilen Heizungen und 
schlechtem energetischen Zustand am stärksten. 
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Auch bei Ihnen vor Ort: www.garant-immo.de

Kaum noch Leerstand in den Großstädten 
Bis vor wenigen Jahren verfügten die Großstädte noch über 
leere Wohnungen, die als Reserve der wachsenden Nach-
frage zur Verfügung standen und so den Markt entlasten 
konnten. Gleichzeitig entstanden Schrumpfungsregionen, 
das sind Orte, wo keiner mehr wohnen wollte und wo der 
Leerstand stieg. Ende 2019 lag der durchschnittliche Leer-
stand bei 2,8 Prozent oder rund 603.000 Einheiten. Erstmals 
seit 13 Jahren ist jetzt kein Rückgang mehr gegenüber dem 
Vorjahr zu verzeichnen. Damit zeichnet sich ein Ende der 
Leerstandsreserven in Schwarmstädten ab, dem ein zuneh-
mender Leerstand in ländlichen Wegzugsregionen gegenü-
bersteht. Von der aktuellen Entwicklung profitiert das Um-
land im Radius von einer Stunde Fahrzeit zur Großstadt.

Das Leben auf dem Land hat die Menschen schon im-
mer fasziniert. Im Zuge der Coronapandemie hat sich die 
Sehnsucht nach Freiraum im Grünen und Sicherheit in den 
eigenen vier Wänden wieder neu belebt. Eine Umfrage hat 
ergeben, dass 40 Prozent der Befragten davon ausgehen, 
dass zukünftig immer mehr Menschen auf dem Land le-
ben wollen. Neubaugebiete, die sich dann zu Schlaforten 
entwickeln, seien nicht der geeignete Weg und werden 
auch nicht gewünscht. Stattdessen werden Konzepte zur 
Sanierung von Bestandsbauten und neue Wohnmodelle 
favorisiert. Voraussetzung für ein zufriedenes Land-le-
ben ist für die meisten eine gute digitale Anbindung, 
damit das Homeoffice funktioniert. Wichtig sind auch 
eine gute Anbindung an den öffentlichen  Nahverkehr und 
eine Infrastruktur mit Kindergärten, Schulen, Ärzten und  
 Einkaufsmöglichkeiten. Eine unbürokratische Unterstüt-
zung für neue Wohnformen kann neues Leben in ländliche 
Gemeinden bringen, Raum für Familien und Digitalarbei-
ter schaffen. Eine staatliche, zielgerichtete Strukturförde-
rung würde diesen Prozess unterstützen. 

Der Traum vom Haus im Grünen

 UMWELT  Neue Ideen für erfolgreiche 
Städte 
Weltweit verändern sich die Städte. Der starke Zuzug, 
die Digitalisierung und der Individualverkehr sind große 
Herausforderungen. Die Pandemie macht die Probleme 
jetzt deutlich sichtbar. Hamburg sieht beispielsweise bei 
den Themen Verkehr, Klimaschutz und Innovationsfä-
higkeit Handlungsbedarf. Die Handelskammer gab eine 
Studie in Auftrag, die herausfinden soll, was andere Städte 
planen: Cork in Irland will Vorreiter bei der Förderung des 
lebenslangen Lernens sein, Tel Aviv bei der Entwicklung 
digitaler Medizintechniken, Akita in Japan bei der Integrati-
on älterer Menschen. Paris setzt auf die Erreichbarkeit aller 
wichtigen Alltagsziele innerhalb von 15 Minuten. Über 
100 Straßen sind dort nur noch für Fußgänger zugänglich. 
Singapur will eine „Garden City“ entstehen lassen, die mit 
einer üppigen Begrünung die Luft säubert und das Leben 
seiner Einwohner dadurch angenehmer macht. 

 MARKT  Zu wenig altersgerechte  
Wohnungen
In Deutschland werden bis zum Jahr 2025 rund zwei Mil-
lionen altersgerechte Wohnungen fehlen. Das weist eine 
Evaluation des KfW-Förderprogramms „Altersgerecht 
Umbauen“ aus. Wenn die geburtenstarken Jahrgänge der 
1960er-Jahre ins Rentenalter kommen, wird die Zahl der 
Haushalte mit eingeschränkter Mobilität der Analyse zu-
folge von derzeit etwa drei Millionen auf 3,7 Millionen im 
Jahr 2035 steigen. Nach einer repräsentativen Schätzung 
sind jedoch nur 560.000 Wohnungen barrierearm. Die 
Bundesregierung setzt die Förderung fort und stellt für das 
Jahr 2021 im KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen“ 
ein Fördervolumen von 75 Millionen Euro zur Verfügung. 

Zahl des Quartals:

Die Wohneigentumsquote ist erstmals seit fast  dreißig 
Jahren rückläufig. Sie lag 2018 nur noch bei 42 Prozent 
und damit um ein Prozent niedriger als vor fünf Jahren. 
Das ist – mit Ausnahme der Schweiz – der niedrigste 
Wert in ganz Europa. Eine niedrige Eigentumsquote gilt 
als Nachteil beim Aufbau von Vermögenswerten und bei 
der Altersab sicherung. Die nachrückende Generation ist 
deutlich weniger erfolgreich bei der Wohneigentums-
bildung als die Älteren es waren. Im Jahr 2008 besaßen   
34 Prozent der Ostdeutschen und 37 Prozent der Westdeut-
schen im Alter von 30 bis 39 Jahren Wohneigentum, zehn 
Jahre später galt dies nur noch für 25 beziehungsweise 30 
Prozent in diesem Alter.

Immer mehr Menschen pendeln
Metropolen mit über einer Million Einwohner ziehen 
mit ihrem attraktiven Arbeitsmarkt viele  Beschäftigte an. 
Großstädte gelten daher als klassische Pendlerstädte. Eine 
Studie hat untersucht, in welchem Verhältnis das Pendeln 
zu den Immobilienpreisen steht. Danach pendeln umso 
mehr Menschen in die Städte, desto höher der Quadrat-
meterpreis für Eigentumswohnungen ist. Nach München 
pendeln jeden Tag über 400.000 Beschäftigte, es folgen 
Frankfurt, Stuttgart und Düsseldorf. Im Schnitt kommen 
auf 100 Einwohner mehr als 50 Pendler.
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